
Die Staatsbürgerschaft der DDR Art. 19

Verhältnis« sind die Begriffe »Staatsangehörigkeit« und »Staatsbürgerschaft« daher syn­
onym. Insofern ist Alexander N. Makarov zuzustimmen. Das »Innenverhältnis« berührt 
die Außenwelt zunächst nicht. Diese hat sich darum nicht zu kümmern. Indessen kann 
das »Innenverhältnis« nach außen strahlen. Das ist dann der Fall, wenn der sozialistische 
Staat für sich Menschen in Anspruch nimmt, die er zu seiner sozialistischen Gesellschaft 
rechnet, welche aber ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt in dem Gebiet eines an­
deren Staates genommen und eine andere Staatsangehörigkeit haben. Für daraus entstehen­
de Konflikte sind die Regeln des Völkerrechts anzuwenden, wie sie für die Inanspruchnah­
me von Menschen durch zwei oder mehr Staaten bestehen. Die Behauptung, die Staats­
bürgerschaft eines sozialistischen Staates sei der Qualität nach mehr als eine Staatsangehö­
rigkeit, ist für derartige Konfliktsituationen rechtlich irrelevant. Auch in solchen Fällen 
ist die Staatsbürgerschaft mit der Staatsangehörigkeit gleichzusetzen.

2. Das Entstehen der Staatsbürgerschaft der DDR.
a) Das Gesetz über die Staatsbürgerschaft der Deutschen Demokratischen Republik 80 

vom 20. 2.1967 83 folgt den von Gerhard Riege entwickelten Vorstellungen. Im er­
sten Abschnitt der Präambel wird gesagt, daß mit der Gründung der DDR in Überein­
stimmung mit dem Völkerrecht die Staatsbürgerschaft der DDR entstanden sei. Sie sei 
Ausdruck der Souveränität der DDR und trage zur weiteren allseitigen Stärkung des so­
zialistischen Staates bei. Weil die Staatsangehörigkeit ein notwendiges Attribut jeder 
Staatlichkeit ist, ist die Präambel in der Form einer Deklaration abgefaßt. Trotzdem ent­
hält sie ein konstitutives Element. Denn mit ihr hat sich der Gesetzgeber für das Entste­
hen der Staatsbürgerschaft der DDR mit dem Zeitpunkt der Gründung der DDR ent­
schieden.

b) § 1 erklärt, wer Staatsbürger der DDR ist. Es werden drei Gruppen unterschieden. 81 
Hinsichtlich der beiden ersten Gruppen knüpft das Gesetz an die Gründung der 
DDR und die Eigenschaft als deutscher Staatsangehöriger (nach dem Gesetz vom
22. 7. 1913) an. Für die erste der beiden Gruppen (§ 1 Buchstabe a) ist Voraussetzung der 
Wohnsitz oder der ständige Aufenthalt in der DDR zum Zeitpunkt der Gründung der 
DDR (7. 10. 1949) in dieser Eigenschaft, wobei Berlin (Ost) als Teil der DDR behandelt 
wird (s. Rz. 79—81 zu Art. 1). Weitere Voraussetzung ist, daß die Staatsbürgerschaft der 
DDR seitdem nicht verlorengegangen ist. Damit nahm die DDR zunächst auch diejeni­
gen Deutschen einschließlich ihrer Abkömmlinge für sich in Anspruch, die seit dem 
7. 10. 1949 die DDR als Flüchtlinge oder freiwillig verlassen hatten und nach § 9 die 
Staatsbürgerschaft der DDR nicht durch Entlassung oder Aberkennung, also durch Mit­
wirkung der DDR-Behörden, verloren hatten 84.

Diesem völkerrechtswidrigen Verhalten wurde durch das Gesetz zur Regelung von Fra­
gen der Staatsbürgerschaft vom 16. 10. 1972 85 ein Ende gesetzt. Danach verloren DDR- 
Staatsbürger, die vor dem 1. 1. 1972 unter Verletzung der Gesetze des »Arbeiter-und-Bau- 
em-Staates« die DDR verlassen und ihren Wohnsitz nicht wieder in der DDR genommen 
hatten, mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes (am 17.10. 1972) die Staatsbürgerschaft der

83 A.a.O. wie Fußnote 67.
84 § 1 Durchführungsverordnung zum Gesetz über die Staatsbürgerschaft der Deutschen Demo­

kratischen Republik vom 3. 8. 1967 (GBl. II S. 681).
85 GBl. I S. 265.
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